
Umweltministerin Tanja Gönner macht
dem Betreiber des Atomkraftwerks in Ne-
ckarwestheim Druck: Der Energiekon-
zern EnBW muss den alten Reaktor si-
cherheitstechnisch nachrüsten, sonst
wird er abgeschaltet. „Wenn nichts pas-
siert, könnte er bis Ende des Jahres vom
Netz sein“, sagte ein Sprecher.

Von Kerstin Ruchay

NECKARWESTHEIM/GEMMRIGHEIM. Eigent-
lich hätte der 1976 in Betrieb genommene
Altmeiler im Gemeinschaftskernkraftwerk
Neckar (GKN) längst heruntergefahren wer-
den müssen. Doch Ende vergangenen Jahres
verabschiedete die Bundesregierung das
Gesetz über die Verlängerung der Laufzei-
ten von deutschen Atomkraftwerken. Ältere
Blöcke wie Neckarwestheim I oder Phillips-
burg I dürfen nun acht Jahre länger am Netz
bleiben, neuere 14 Jahre. Der zweite GKN-
Reaktor kann bis zum Jahr 2036 für die
Stromproduktion genutzt werden.

Die längere Laufzeit gibt es aber nicht
umsonst. Die Betreiberunternehmen müs-
sen dafür einen satten Batzen Geld in die
Sicherheit stecken. Der Bund und die Län-
der, in denen die 17 Atommeiler stehen,
haben dies Ende vorigen Jahres in der soge-
nannten Nachrüst-Liste verankert und
darin die generellen Anforderungen und
Maßnahmen aufgelistet. Ein Sprecher des
Umweltministeriums in Stuttgart schätzt,
dass für die Nachrüstung der alten Anlage
im GKN „ein dreistelliger Millionenbetrag
notwendig ist“.

Neckarwestheim ist das erste Kernkraft-
werk, das seit Mitte Januar die Laufzeitver-
längerung nutzt und den Reaktor weiter be-
treibt – und das obwohl der Energiekonzern
EnBW noch im November erklärt hatte,
dass er auf den Prüfstand komme. EnBW-
Chef Hans-Peter Villis hatte gesagt, es sei
ein „Irrglaube, dass die Laufzeitverlänge-
rung für die Branche Milliardengewinne be-
deutet“. Selbst Neckarwestheim I „wird in
Zukunft kaum in seiner Rentabilität über
eine schwarze Null hinausgehen“.

Hintergrund ist die Ende 2010 eingeführte
Kernbrennstoffsteuer, die den Konzern je-
des Jahr 440 Millionen Euro für die vier von
ihm betriebenen Reaktorblöcke in Neckar-
westheim und Phillipsburg kostet. Hinzu
kommen noch 65 Millionen Euro, die in den
Fonds für erneuerbare Energien fließen.

Bisher hat die EnBW noch keine Liste über
die Sicherheitsnachrüstung beim Umwelt-
ministerium als zuständiger Aufsichtsbe-
hörde vorgelegt. Dies kritisierte die Deutsche
Umwelthilfe mehrfach: „Das ist ein Spiel mit
dem atomaren Feuer zulasten der Bewohner
von Baden-Württemberg“, sagte Bundesge-
schäftsführer Rainer Baake kürzlich. Der Re-
aktor laufe einfach weiter. Auch die Landes-
regierung habe bisher nichts unternommen.

„Die EnBW wäre gut beraten, den Reak-
tor möglichst rasch vom Netz zu nehmen“,
sagte der Grünen-Vizefraktionschef Franz
Untersteller am Dienstag in Stuttgart. Die
Antwort auf eine Grünen-Landtagsanfrage
zeige, dass der Energiekonzern zuletzt keine
sicherheitsrelevanten Nachrüstungen mehr
vorgenommen habe.

Nun macht Umweltministerin Tanja Gön-
ner (CDU) Druck: „Wenn die EnBW Neckar-
westheim I nicht nachrüstet, wird es Konse-
quenzen geben, und der Block muss abgefah-

ren werden.“ Bis Sommer, sagte
ein Ministeriumssprecher, müsse
die Marschroute klar sein. An-
sonsten könnte die Anlage bis
Ende des Jahres abgeschaltet
werden.

„Wir arbeiten mit Hochdruck
an einem Maßnahmenpaket“, er-
klärte ein EnBW-Sprecher am
Dienstag. In welche Bereiche in-
vestiert werden muss und mit wel-

chen Kosten zu rechnen ist, dazu wollte er
sich nicht äußern – genauso wenig wie das
Umweltministerium. Die Entscheidung, ob
der Betreiber zusätzlich Geld in die Sicher-
heit der alten Anlage stecken wird, ist damit
noch nicht gefallen. Wenn die Aufsichtsbe-
hörde nach Vorlage des Pakets weitere For-
derungen stellt, „werden wir prüfen, ob sich
das für uns rechnet“, so der Sprecher.

Die Liste mit Vorschlägen für die Nach-
rüstung, die der Konzern bereits 2007 vor-
legte, als er Strommengen von Block II auf
Block I übertragen wollte, will die EnBW
nicht mehr berücksichtigen: „Damals sind
wir von einer Laufzeitverlängerung von 20
bis 30 Jahren ausgegangen, heute von weit-
aus weniger.“
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Mittwoch, 16. Februar:
F = Feuerbestattungen im Krematorium, Ober-
geschoss; FK = Feuerbestattungen in der Ka-
pelle oder Feierhalle, Erdgeschoss; UFK = Ur-
nentrauerfeier in der Kapelle.

Gaisburger Friedhof: Werner Mack, 82 J.,
Neugereut, Seeadlerstraße, 14 Uhr (FK).
Pragfriedhof: Hildegard Mozer-Grathwohl,
geb. Grathwohl, 100 J., Zamenhofstraße,
12.30 Uhr. Elfriede Fedler, geb. Heim, 90 J.,
Heumaden, Bernsteinstraße, 14 Uhr (F).
Hauptfriedhof: Christa Probst, 78 J., Neuge-
reut, Seeadlerstraße, 14 Uhr (FK).
Steigfriedhof: Gertrud Pfeiffer, geb. Späth,
75 J., Bad Cannstatt, Rostocker Straße, 13 Uhr.
Feierhalle des Bestattungshauses Ram-
saier, Vaihingen, Katzenbachstraße 58: Robert
Thurn, 65 J., Unterer Grund, 12 Uhr (FK).

Von Kerstin Ruchay

Sobald es um längere Laufzeiten für alte Re-
aktorblöcke geht, flammt die Diskussion
über die langfristige Lagerung des strahlen-
den Abfalls auf. Energieexpertin Claudia
Kemfert vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung erklärt, warum die Suche
nach einem Standort so lang dauert.

Frau Kemfert, die Menschen rund ums Kern-
kraftwerk in Neckarwestheim haben Angst,
dass der radioaktive Müll auf ewige Zeiten vor
ihrer Haustür gelagert wird und aus dem
atomaren Zwischen- ein Endlager werden
könnte. Den Anwohnern in Philippsburg
geht’s nicht anders. Ist die Angst berechtigt?
Nein. Man muss deutlich zwischen einem
Zwischenlager und einem Endlager unter-
scheiden. Zwischenlager entstehen zumeist
in der Nähe der Kernkraftwerke und müs-
sen stets überwacht werden. Ein Endlager
soll den hoch radioaktiven Abfall auch ohne
Aufsicht sicher einlagern können.

Das erste Kernkraftwerk ging vor mehr als 40
Jahren ans Netz, seither wird nach einem
geeigneten Ort für den radioaktiven Müll
gesucht. Warum dauert es so lang?
Eine Erkundung dauert Jahrzehnte, da man
alle Risiken ausschließen muss. Man hat von
1979 bis 2000 den Salzstock Gorleben ge-
prüft. Danach hat die rot-grüne Regierung
die Erkundung ausgesetzt. Gorleben wird
jetzt wieder erkundet. Weitere Standorte wur-
den bisher nicht untersucht, zum einen wohl
deshalb, weil man schon viel Geld investiert

hat, zum anderen birgt die parallele Suche
weiterer Standorte politischen Sprengstoff.

Welche Voraussetzungen müssen für den Bau
eines Endlagers gegeben sein?
Es muss in der Lage sein, hoch radioaktiven
Abfall sicher für Tausende von Jahren einla-
gern zu können. Grundsätzlich wären Salz,
Granit oder Tonformationen geeignet, wenn
ausgeschlossen werden kann, dass seismolo-
gische Verschiebungen oder das Einsickern
von Wasser den radioaktiven Abfall gefähr-
den könnte.

Glauben Sie, dass der Salzstock in Gorleben
als Endlager geeignet ist?
Das kann derzeit niemand mit Sicherheit
beurteilen – eben weil die Erkundungen
noch nicht abgeschlossen sind.

Wie kann gewährleistet werden, dass keine
Radioaktivität austritt? Was passiert beispiels-
weise bei einem Erdbeben?
Genau aus diesem Grund sind Regionen mit
seismologischen Reaktionen eher ungeeig-
net. Man darf nur solche Regionen über-
haupt in Betracht ziehen, wo man dies aus-
schließen kann.

Was geschieht, wenn sich die Politik nicht auf
einen Standort einigen kann oder die Bevölke-
rung Sturm gegen ein Endlager läuft?
Die Politik wird sich nie einigen können,
Bürger werden immer protestieren. In ande-
ren Ländern schafft man Lösungen: Die
Schweiz bezieht aktiv ihre Bürger ein,
Schweden eröffnet Wettbewerbe um beste

Standorte. Beides wird sicherlich in
Deutschland kaum so umsetzbar sein, den-
noch muss die Politik nach alternativen
Herangehensweisen Ausschau halten.

Welchen Einfluss haben die Wähler darauf?
Angenommen, die Bundesregierung verstän-
digt sich auf einen Standort und wird dann
abgewählt, fängt dann das Prozedere wieder
von neuem an. Der Atomkonsens von Rot-
Grün gilt jetzt ja auch nicht mehr.
Weder eine Kopf-in-den-Sand-Strategie

noch eine Kopf-durch-die-Wand-Strategie
wird in Deutschland auf fruchtbaren Boden
fallen. In Deutschland sollte man neue Me-
thoden probieren, vielleicht eine Kombina-
tion aus Bürgerbeteiligung und Wettbewerb
um beste Standorte.

EU-Kommissar Günther Oettinger will
Deutschland zur Endlager-Entscheidung
zwingen. Die EU-Länder sollen spätestens bis
2015 konkrete Pläne für die Entsorgung von
Atommüll vorlegen. Ist das realistisch?
Es ist wichtig, dass Europa Druck macht und
vor allem dass es ausschließt, dass Atommüll
aus Europa in Drittländer verfrachtet wer-
den darf. Die konkrete Aufforderung zur Fin-
dung eines Endlagers von Herrn Oettinger
ging aber wohl in erster Linie an die Adresse
der deutschen Politik. Die Frage ist, was
macht Europa, wenn Deutschland scheitert
und kein geeignetes Endlager vorweisen
kann?

Wie gehen die ausländischen Nachbarn mit
der Endlager-Problematik um, sind sie bei
der Suche schon weiter als die Deutschen?
Finnland glaubt, ein Endlager gefunden zu
haben, und baut dieses aus. Alle anderen
Länder der Welt suchen noch.

Wie lange muss der Atommüll eingelagert
werden?
Mehrere Hunderttausend Jahre.

Umgerechnet in Legislaturperioden. Wie viele
sind das?
Zu viele.

Bestattungen

¡ 1968 in Delmen-
horst geboren

¡ Von 2000 bis 2004
Junior-Professorin
an der Universität Ol-
denburg

¡ Seit 2004 leitet sie
die Abteilung „Ener-
gie, Verkehr, Um-
welt“ am Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin.

¡ Von 2004 bis 2009 Professorin für Um-
weltökonomie an der Humboldt-Universi-
tät in Berlin

¡ Seit April 2009 Professorin an der Hertie
School of Governance für Energiewirt-
schaft und Nachhaltigkeit

„Wenn die EnBW

Neckarwestheim I nicht

nachrüstet, wird der

Block abgefahren“

ESSLINGEN (uha). Ein Trickdieb hat ein äl-
teres Ehepaar in Oberesslingen um meh-
rere Tausend Euro gebracht. Dabei hat
der etwa 30 Jahre alte Mann mit dunklen
Haaren die Hilfsbereitschaft der Senioren
ausgenutzt. Er klingelte am Montag zur
Mittagszeit und wollte angeblich für zwei
Euro Briefumschlag und Kugelschreiber
kaufen. So gelangte er ins Haus, wo er 100
Euro für einen Notfall in seiner Familie er-
bettelte. Dann nutzte er den angeblichen
Gang zur Toilette, um in Schlafzimmer
und Küche aufbewahrtes Geld zu stehlen.

SCHORNDORF (her). Neun Betrüger, die
zwischen Dezember 2009 und Februar
2011 Waren im Wert von mehr als 20 000
Euro ergaunert haben, sind jetzt von der
Polizei dingfest gemacht worden. Haupt-
täter ist ein 27-jähriger Auszubildender
aus Schorndorf. Der Mann bestellte über
das Internet vor allem Elektroartikel, die
er sich an verschiedene Packstationen
und an leerstehende Häuser und Wohnun-
gen in seiner Heimatstadt schicken ließ.
Dafür nutzte er Adressen von real existie-
renden Personen aus dem Bundesgebiet,
bei denen er zuvor Bankverbindungen
und Kundendaten ausgespäht hatte. Für
die Abholung benutzte er gefälschte soge-
nannte Gold Cards der Post. Dank akribi-
scher Ermittlung und der engen Zusam-
menarbeit mit der Post AG kamen die
Schorndorfer Ermittler dem 27-Jährigen
auf die Schliche. Bei einer Wohnungs-
durchsuchung wurden Laptops, Handys,
Bildschirme, Computerzubehör, diverse
Küchengeräte, Besteck und Porzellan so-
wie Kleidungsstücke beschlagnahmt.
Kurz danach kamen die Beamten noch
zwei Mittätern im Alter von 26 und 28 Jah-
ren auf die Schliche. Außerdem gibt es
noch Ermittlungen gegen sechs weitere
Mittäter aus dem Umfeld wegen Hehlerei.

¡ Auf dem Areal des Gemeinschaftskernkraft-
werks Neckar (GKN) wurde 2006 das erste
atomare Zwischenlager im Südwesten in Be-
trieb genommen. Gegen das Depot hatten
sich Kommunen und Kernkraftgegner ge-
wehrt. Selbst der Betreiber, der Energiekon-
zern EnBW, wollte es nicht, musste es aber
bauen, weil es das Atomgesetz verlangt.

¡ Der Atommüll darf dort bis zu 40 Jahre ge-
lagert werden. In das unterirdische Lager
hat die EnBW rund 40 Millionen Euro ge-
steckt. In den beiden Tunnelröhren haben
151 Castorbehälter Platz. Das Atomkraft-
werk liegt auf Neckarwestheimer und
Gemmrigheimer Markung – und damit im
Kreis Heilbronn und Kreis Ludwigsburg.
Das Zwischenlager hingegen steht auf
Gemmrigheimer Grund und Boden.

¡ Im Zwischenlager wurden bisher 37 Castor-
behälter deponiert. Jedes Jahr kommen
vier bis fünf weitere dazu. Gemmrigheims
Bürgermeisterin Monika Chef (FDP) geht
davon aus, dass der Platz nicht ausreichen
wird. Ältere Meiler dürfen acht, neuere 14
Jahre länger laufen.

¡ Wenn der jüngere der beiden GKN-Blöcke,
der 1989 ans Netz ging, bis mindestens
2036 in Betrieb ist, „werden wieder Castor-
transporte nötig“, sagt Monika Chef. Eine
Erweiterung des Depots sei bautechnisch
und baurechtlich nicht möglich. „Solange
es kein Endlager gibt, ist zu befürchten,
dass aus dem Zwischenlager ein heimli-
ches Endlager wird.“

¡ Neckarwestheims Bürgermeister Mario
Dürr (parteilos) fordert, dass „das Thema
Endlager endlich diskutiert wird. „Beim
Bau des GKN hatte man den Standortge-
meinden versprochen, dass sie das Risiko
der Stromproduktion, andere Gemeinden
die Last der Lagerung tragen sollen“, sagt
er. „Wir wollten das Zwischenlager nie
und wollen auch keine Erweiterung.“ (ker)

„Die Bürger werden immer protestieren“
Seit fast 30 Jahren wird in Deutschland nach einem Endlager für Atommüll gesucht – einen Standort gibt es bisher aber nicht

Tanja Gönner
Landesumweltministerin

Älteres Ehepaar
bestohlenUmweltministerin Gönner

setzt EnBW eine Frist
Betreiber des Kernkraftwerks in Neckarwestheim muss Altreaktor nachrüsten

Polizei schnappt
Internet-Betrüger
in Schorndorf

Hintergrund

Zur Person
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Das Kernkraftwerk in Neckarwestheim: Rund 800 Millionen Euro sollen nach Angaben des Umweltministeriums bisher in die Modernisierung und Nachrüstung des Altreaktors gesteckt worden sein dapd

Das Atom-Zwischenlager

Claudia Kemfert
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